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Jeden 
Tag neu.

Wer in Bernau derzeit 
eine Wohnung sucht, reibt 
sich verwundert die Au-
gen. Die Mietpreise, die 
auf dem freien Markt ver-
langt werden, haben oft 
nichts mehr mit Realität 
oder Fairness zu tun. Vie-
le Menschen sind scho-
ckiert, wenn sie sehen, 
wie stark die Mieten in 
den vergangenen Jahren 
gestiegen sind und wie 
schwer es geworden ist, 
bezahlbaren Wohnraum 
zu finden.

Die Fraktion DIE LINKE/
DIE PARTEI fordert des-
halb in einem aktuellen 
Antrag die Einrichtung 
einer kommunalen Mietwucherstel-
le. Diese soll Mieterinnen und Mie-
tern eine Anlaufstelle sein, wenn sie 
den Verdacht haben, dass ihre Mie-
te überhöht ist und die Stadt in die 
Lage versetzen, gegen Mietwucher 
aktiv vorzugehen.

„Bernau braucht endlich eine Stel-
le gegen Mietwucher, die Betroffene 
berät und Fälle überhöhter Mieten 
prüft“, sagt Matthias Holz, Stadtver-
ordneter der LINKEN. „Wer auf den 
freien Markt schaut, sieht Preisstei-

gerungen, die nicht mehr nachvoll-
ziehbar sind. Uns wurde zum Bei-
spiel ein Fall an den Schäferpfühlen 
geschildert: Eine Wohnung wurde 
ohne jegliche Modernisierungsmaß-
nahmen nach dem Auszug eines 
Mieters an die Nachmieter vergeben 
– die Kaltmiete wurde dabei um 500 
Euro erhöht. Für dieselbe Wohnung! 
Genau solche Fälle zeigen, dass 
Handlungsbedarf besteht.“

Unangemessen hohe Mieten sind 
zum Beispiel solche, die 20 Prozent 

über dem Mietspiegel lie-
gen. Den gibts zwar in Ber-
nau bisher nicht. Ein Antrag 
der LINKEN dazu wurde ab-
gelehnt. Aber auch der Ver-
gleich von drei gleichwerti-
gen Wohnungen durch einen 
Sachverständigen kann her-
angezogen werden. 

Die Mietwucherstelle soll 
dazu Beratung bieten, kon-
krete Fälle prüfen, mit Mie-
tervereinen, Anwälten und 
Landesbehörden zusam-
menarbeiten und bei klaren 
Verstößen gegen rechtliche 
Regelungen Bußgeldver-
fahren anstoßen. Größere 
Städte, etwa Frankfurt am 
Main und Berlin, machen 

bereits vor, dass solche Stellen 
funktionieren und Wirkung zeigen.

Fraktionsvorsitzender Dominik 
Rabe unterstreicht: „Bezahlbarer 
Wohnraum ist kein Luxusgut, son-
dern ein Grundrecht. Wenn Men-
schen aus Bernau verdrängt wer-
den, weil sie sich ihre Miete nicht 
mehr leisten können, muss die Stadt 
handeln. Eine kommunale Mietwu-
cherstelle ist ein konkreter Schritt zu 
sozialer Gerechtigkeit und Fairness 
auf unserem Wohnungsmarkt.“ pm

Wenn es Verstöße gegen 
geltendes Recht gibt ...

LINKE in Bernau fordert Mietwucherstelle: Stadt muss Mieter:innen schützen.

Für manche bleibt es nur ein Wunsch, wenn der Wohnraum 
knapp ist ...   Foto: lissi


